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HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
11.01.2023 

HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Programm zur Stärkung der Schulsozialarbeit durch zusätzliche Stellen 
 
Einzelplan  04 Hessisches Kultusministerium  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  04 59   Bezeichnung Schulen 

Produktnummer  112 Bezeichnung Produktübergreifende Maßnahmen 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
                  

14 Summe Aufwendungen 365.994.900 1.250.000 367.244.900 

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   
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Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge                   

14 Summe Aufwendungen 369.240.100 4.250.000 373.490.100 

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
Es sollen 150 zusätzliche Stellen ab dem Schuljahr 2023/24 sowie weitere 150 Stellen in 2024/25 finanziert werden. 
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Ziel ist ein flächendeckender Ausbau der Schulsozialarbeit. Mit den zusätzlichen Mitteln soll erreicht werden, dass künftig 
an allen Schulen in Hessen echte Schulsozialarbeit verankert ist.  Grundlage ist ein Konzept der Drittelfinanzierung zwischen 
Land, Träger und Kommune, dass schrittweise flächendeckend eingeführt werden soll. Hierzu soll eine Vereinbarung mit 
den kommunalen Partnern abgeschlossen werden. Das Land übernimmt eine feste Pauschale in Höhe von 20.000 EUR je 
Stelle, die ein Drittel der Kosten abdeckt. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden,       
 
Für die Fraktion 
der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Günter Rudolph 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


